12. MAI 2019 - Gesetz zur Schaffung eines Föderalen Instituts für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte


(Belgisches Staatsblatt vom 2. Juni 2021)


Konsolidierung


Die vorliegende Konsolidierung enthält die Abänderungen, die vorgenommen worden sind durch:

- Artikel 52 des Gesetzes vom 28. November 2022 zum Schutz von Personen, die Verstöße innerhalb einer juristischen Person des privaten Sektors gegen das Unionsrecht oder das nationale Recht melden (Belgisches Staatsblatt vom 6. August 2024),

- das Gesetz vom 8. Dezember 2022 über die Kanäle zur Meldung von Integritätsverletzungen und den Schutz entsprechender Hinweisgeber in föderalen öffentlichen Einrichtungen und der integrierten Polizei (Belgisches Staatsblatt vom 31. März 2025),

- das Gesetz vom 21. April 2024 zur Abänderung des Gesetzes vom 12. Mai 2019 zur Schaffung eines Föderalen Instituts für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte (Belgisches Staatsblatt vom 25. September 2025).

Diese Konsolidierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST JUSTIZ


12. MAI 2019 - Gesetz zur Schaffung eines Föderalen Instituts für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte


			PHILIPPE, König der Belgier,

		Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


	Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


KAPITEL 1 ­ Zweck und Aufträge des Föderalen Instituts für Menschenrechte


	Artikel 1 - Verfassungsrechtliche Grundlage

	Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


	Art. 2 - Begriffsbestimmungen

	Für die Anwendung des vorliegenden Gesetzes gelten folgende Begriffsbestimmungen:

	1. "Institut": Föderales Institut für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte,

	2. "Grundrechte": alle Rechte und Freiheiten, so wie sie in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und in den internationalen Vertragswerken zum Schutz der Menschenrechte, bei denen Belgien Vertragspartei ist, verankert sind,

	3. "sektorale Einrichtungen für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte": unabhängige Einrichtungen für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte, die einen Sonderauftrag haben und durch ein Gesetz, ein Dekret, eine Ordonnanz oder ein Zusammenarbeitsabkommen eingesetzt worden sind,

	4. "Pariser Grundsätze": die Grundsätze betreffend den Status nationaler Institutionen zum Schutz und zur Förderung der Menschenrechte, so wie sie in der Anlage II zur Resolution 48/138 der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 20. Dezember 1993 aufgenommen sind,

	5. "regionale Menschenrechtsorganisationen": auf europäischer und internationaler Ebene zuständige internationale Organisationen, die für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte geschaffen worden sind.




	Art. 3 - Zweck

	Ein Föderales Institut für Menschenrechte wird geschaffen, um die Grundrechte in Belgien zu schützen und zu fördern.

	Das Institut besitzt Rechtspersönlichkeit.

	Das Institut agiert in Absprache mit den sektoralen Einrichtungen für den Schutz und die Förderung der Grundrechte, die in die föderale Zuständigkeit fallen. Sowohl auf föderaler Ebene als auch auf Ebene der Gliedstaaten fördert das Institut den Dialog und arbeitet mit den für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte zuständigen Organisationen und mit den zivilgesellschaftlichen Organisationen zusammen. Das Institut evaluiert diesen Dialog und diese Zusammenarbeit regelmäßig.

	Das Institut hat seinen Sitz auf dem Gebiet der Region Brüssel-Hauptstadt.


	Art. 4 - Mandat des Instituts

	§ 1 - Das Mandat des Instituts erstreckt sich auf alle Grundrechtsfragen, die in die föderale Zuständigkeit fallen, mit Ausnahme derjenigen, die von den sektoralen Einrichtungen für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte behandelt werden.

	§ 2 - Das Mandat des Instituts bezieht sich auf Handlungen und Unterlassungen sowohl von öffentlichen Behörden als auch von privaten Einrichtungen und Einzelpersonen im Rahmen der Ausübung der in § 1 erwähnten föderalen Restbefugnisse.


	Art. 5 - Aufträge des Instituts

	Im Rahmen der in Artikel 4 § 1 erwähnten föderalen Restbefugnisse erfüllt das Institut folgende Aufträge:

	1. Das Institut übermittelt der Föderalregierung, den Föderalen Kammern und öffentlichen Behörden entweder auf deren Antrag hin oder aus eigener Initiative Stellungnahmen, Empfehlungen und Berichte zu allen Fragen, die sich auf die Förderung und den Schutz der Grundrechte beziehen.

	2. Das Institut fördert die Harmonisierung der Rechtsvorschriften, Regelungen und Praktiken mit den internationalen Vertragswerken betreffend die Grundrechte, bei denen der Staat Vertragspartei ist.

	3. Das Institut überwacht die Umsetzung der internationalen Verpflichtungen durch die belgischen Behörden.

	4. Das Institut fördert die Ratifizierung von oder den Beitritt zu neuen internationalen Vertragswerken für die Förderung und den Schutz der Grundrechte.

	5. Das Institut arbeitet mit den Organen der Vereinten Nationen und der regionalen Menschenrechtsorganisationen zusammen.

	Im Rahmen der Aufträge dieser Organisationen, die als Ziel haben, die Umsetzung der internationalen Verpflichtungen durch die Staaten zu überwachen, kann das Institut den in Absatz 1 Nr. 5 erwähnten Organen einen Bericht über die Lage der Grundrechte in Belgien vorlegen, Informationen erteilen und an Debatten teilnehmen. Das Institut kann bei Besuchen von Experten der Vereinten Nationen und der regionalen Menschenrechtsorganisationen mitwirken.

	6. Das Institut arbeitet gemäß den Bestimmungen von Artikel 7 mit den in den Gliedstaaten bestehenden Einrichtungen für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte und mit Vereinigungen der Zivilgesellschaft, die im Bereich der Menschenrechte tätig sind, zusammen.

	7. Das Institut fördert die Grundrechte.

	[8. Das Institut erfüllt die Aufträge, wie erwähnt in den Artikeln 24 § 1 und 25 des Gesetzes vom 28. November 2022 zum Schutz von Personen, die Verstöße innerhalb einer juristischen Person des privaten Sektors gegen das Unionsrecht oder das nationale Recht melden.]

	[9. Das Institut erfüllt die Aufträge, wie erwähnt in den Artikeln 29 § 1 und 30 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 über die Kanäle zur Meldung von Integritätsverletzungen und den Schutz entsprechender Hinweisgeber in föderalen öffentlichen Einrichtungen und der integrierten Polizei.]

	Das Institut ergreift und fördert jede Initiative, die darauf abzielt, die Öffentlichkeit für die Grundrechte zu sensibilisieren, insbesondere durch Information und Bildung. Zu diesem Zweck kann das Institut sich an die Presseorgane wenden und Nichtregierungsorganisationen für die Verteidigung der Grundrechte, die zu diesem Ziel beitragen, unterstützen.

	Das Institut kann an der Ausarbeitung von Lehr- und Forschungsprogrammen zu den Grundrechten mitwirken und beteiligt sich an ihrer Umsetzung in den Schulen, Universitäten und im beruflichen Umfeld, gegebenenfalls in Absprache mit den Gemeinschaften und Regionen, die die Aufsicht über die für Bildung und Forschung zuständigen Einrichtungen ausüben.

	[Das Institut erfüllt die in den Artikeln 3 und 17 bis 23 des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche und erniedrigende Behandlung oder Strafe vorgesehenen Aufgaben gemäß Kapitel 1/1. Durch dieses Kapitel wird ein Mechanismus zur Prävention von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe als autonome Abteilung innerhalb des Instituts eingerichtet.]

[Art. 5 Abs. 1 Nr. 8 eingefügt durch Art. 52 des G. vom 28. November 2022 (B.S. vom 15. Dezember 2022); Abs. 1 Nr. 9 eingefügt durch Art. 73 des G. vom 8. Dezember 2022 (B.S. vom 23. Dezember 2022); Abs. 4 eingefügt durch Art. 13 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]




	Art. 6 - Erfüllung der Aufträge

	§ 1 - Das Institut führt seine Aufträge vollkommen unabhängig aus gemäß den Pariser Grundsätzen.

	§ 2 - Im Rahmen seiner Tätigkeit:

	1. prüft das Institut frei alle Fragen, die in seine Zuständigkeit fallen, sei es auf Antrag der Regierung oder der Föderalen Kammern, aus eigener Initiative oder auf Vorschlag [...] des Verwaltungsrats,

	2. hört es Personen an und erhält es alle Informationen und Dokumente, die für die Beurteilung von Situationen, die in seine Zuständigkeit fallen, erforderlich sind,

	3. richtet es sich direkt oder über ein Presseorgan an die Öffentlichkeit.

	§ 3 - Das Institut kann beschließen, seine Stellungnahmen, Empfehlungen und Berichte zu veröffentlichen, und kann die in § 2 Nr. 1 erwähnten Behörden auffordern, schriftliche Erklärungen über die Folgemaßnahmen zu diesen Stellungnahmen, Empfehlungen und Berichten abzugeben.

	§ 4 - Unbeschadet des Artikels 17 Absatz 2 des Gerichtsgesetzbuches ist das Institut befugt, im Rahmen der in Artikel 4 § 1 erwähnten föderalen Restbefugnisse den Staatsrat und den Verfassungsgerichtshof mit jeder Verletzung der Grundrechte zu befassen.

[Art. 6 § 2 einziger Absatz Nr. 1 abgeändert durch Art. 14 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]

	
	Art. 7 - Entwicklung eines Dialogs zur Förderung und zum Schutz der Grundrechte

	§ 1 - Das Institut fördert bei der Erfüllung seiner Aufträge und im Rahmen seines Mandats die Konzertierung mit und zwischen allen Akteuren, die sich mit Grundrechtsfragen befassen.

	§ 2 - Vorliegende Bestimmung richtet sich zu diesem Zweck sowohl an die Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Rechtsprechungsinstanzen als auch an die zivilgesellschaftlichen Organisationen und die sektoralen Einrichtungen für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte.


	Art. 8 - Internationale Konzertierung

	Das Institut arbeitet mit den anderen nationalen Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte, die in anderen Ländern ansässig sind, sowie mit den regionalen und globalen Netzwerken nationaler Menschenrechtsinstitutionen zusammen.




[KAPITEL 1/1 - Mechanismus zur Prävention von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe]

[Unterteilung Kapitel 1/1 eingefügt durch Art. 2 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]


[Art. 8/1 - Einrichtung eines Präventionsmechanismus

Innerhalb des Instituts wird gemäß dem am 18. Dezember 2002 in New York abgeschlossenen Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe ein Mechanismus zur Prävention von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe eingerichtet.

Der Präventionsmechanismus, der in einer autonomen Abteilung eingerichtet wird, verfügt über autonomes Personal und ein autonomes Budget.]

[Art. 8/1 eingefügt durch Art. 3 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]


[Art. 8/2 - Begriffsbestimmungen

Für die Anwendung des vorliegenden Kapitels gelten folgende Begriffsbestimmungen:

1. "OPCAT": Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, abgeschlossen in New York am 18. Dezember 2002 und von Belgien unterzeichnet am 24. Oktober 2005,

2. "Präventionsmechanismus": ein unabhängiger Mechanismus im Sinne von Artikel 3 des OPCAT, der damit beauftragt ist, zur Prävention von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe regelmäßige Besuche an Orten durchzuführen, an denen sich Personen befinden, denen die Freiheit entzogen ist,

3. "Freiheitsentziehung": jede Form der Haft oder der Inhaftierung oder die Unterbringung einer Person in einer öffentlichen oder privaten Einrichtung, in der die Person aufgrund einer Entscheidung einer Gerichts-, Verwaltungs- oder sonstigen öffentlichen Behörde überwacht wird und die sie nicht nach Belieben verlassen darf,

4. "Ort der Freiheitsentziehung": jeder der Gerichtsbarkeit oder Kontrolle Belgiens unterstehende Ort, an dem sich Personen befinden oder befinden könnten, denen aufgrund einer Entscheidung einer öffentlichen Behörde oder auf deren Veranlassung oder mit deren ausdrücklichem oder stillschweigendem Einverständnis die Freiheit entzogen ist,

5. "spezialisierte Einrichtung": durch ein Gesetz geschaffene Einrichtung, die aufgrund dieses Gesetzes die Einhaltung der Menschenrechte an bestimmten Orten der Freiheitsentziehung oder gegenüber bestimmten Personen, denen die Freiheit entzogen ist, überwacht,

6. "DSGVO": die Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung),

7. "zuständige Behörden": Behörden, die für Personen, denen die Freiheit entzogen ist, und für Orte der Freiheitsentziehung zuständig sind,

8. "internationale Sonderorganisation": zwischenstaatliche Organisation, die auf europäischer oder internationaler Ebene für die Prävention und Bekämpfung von Folter zuständig ist.]

[Art. 8/2 eingefügt durch Art. 4 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]


[Art. 8/3 - Aufträge des Präventionsmechanismus

Der Präventionsmechanismus führt folgende Aufträge aus:

1. Der Präventionsmechanismus prüft regelmäßig die Situation von Personen, denen die Freiheit entzogen ist und die sich an einem Ort der Freiheitsentziehung befinden, mit dem Ziel, erforderlichenfalls den Schutz dieser Personen vor Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe zu verstärken.

2. Der Präventionsmechanismus unterbreitet den zuständigen Behörden Empfehlungen mit dem Ziel, die Behandlung und die Situation der Personen, denen die Freiheit entzogen ist, zu verbessern und Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe zu verhindern, wobei die geltenden einschlägigen internationalen Normen berücksichtigt werden. Die zuständigen Behörden prüfen die Empfehlungen des Präventionsmechanismus und treten mit ihm in einen Dialog über mögliche Maßnahmen zur Umsetzung dieser Empfehlungen. Die zuständigen Behörden setzen den Präventionsmechanismus binnen einer Frist von sechs Monaten über die Maßnahmen, die sie aufgrund der Empfehlungen ergriffen haben oder ergreifen werden, in Kenntnis.

3. Der Präventionsmechanismus formuliert auf Antrag oder auf eigene Initiative Vorschläge und Bemerkungen zu geltenden Gesetzen oder Gesetzentwürfen in diesem Bereich.

4. Der Präventionsmechanismus erstellt jährlich einen Bericht über seine Tätigkeit. Dieser Bericht wird veröffentlicht. Der Präventionsmechanismus und die zuständigen Behörden sind für die Verbreitung des Jahresberichts verantwortlich. Der Präventionsmechanismus übermittelt den Bericht ebenfalls der Abgeordnetenkammer zur Besprechung.

5. Der Präventionsmechanismus ist für die Informierung der Bürger verantwortlich.

6. Der Präventionsmechanismus ist die Kontaktstelle für alle internationalen Sonderorganisationen und für alle in anderen Ländern eingerichteten Präventionsmechanismen.]

[Art. 8/3 eingefügt durch Art. 5 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]


[Art. 8/4 - Ausführung der Aufträge durch den Präventionsmechanismus

§ 1 - Der Präventionsmechanismus führt seine Aufträge vollkommen unabhängig gemäß den Pariser Grundsätzen aus.

§ 2 - Der Präventionsmechanismus arbeitet eng mit den spezialisierten Einrichtungen zusammen.

Verfügt eine spezialisierte Einrichtung aufgrund ihrer Rechtsvorschriften nicht über alle erforderlichen Mittel zur Durchführung von Präventivbesuchen im Sinne des vorliegenden Kapitels, ermächtigt der Präventionsmechanismus sie, die in § 4 erwähnten Handlungsmöglichkeiten zu nutzen. Diese Ermächtigung erfolgt unter der Bedingung, dass die spezialisierte Einrichtung die in § 5 erwähnten Normen und Standards und die in den Paragraphen 6 und 7 erwähnten Modalitäten der Zusammenarbeit einhält.

Hält eine spezialisierte Einrichtung die in § 5 erwähnten Normen und Standards und die in den Paragraphen 6 und 7 erwähnten Modalitäten der Zusammenarbeit nicht ein, hat der Präventionsmechanismus die Möglichkeit, nach vorheriger Absprache mit der betreffenden spezialisierten Einrichtung die Ermächtigung nicht zu erteilen oder sie aufzuheben.

Vorliegender Paragraph ändert nichts an den Befugnissen, die die spezialisierten Einrichtungen aufgrund ihrer Rechtsvorschriften haben.

§ 3 - Der Präventionsmechanismus ist die zuständige Einrichtung für die Ausführung des in Artikel 8/3 Nr. 1 erwähnten Auftrags in Bezug auf Personen, denen die Freiheit entzogen ist, und auf Orte der Freiheitsentziehung, für die keine spezialisierte Einrichtung zuständig ist.

In Einzelfällen kann er an den von spezialisierten Einrichtungen durchgeführten Präventivbesuchen teilnehmen, um die ordnungsgemäße Anwendung von § 7 zu gewährleisten, insbesondere hinsichtlich der Anwendbarkeit oder Auslegung des Übereinkommens gegen Folter, um die einheitliche Anwendung der Methodik und der Datenerhebung zu gewährleisten, um in Notsituationen Unterstützung zu leisten, oder auf Antrag der mit dem Besuch beauftragten spezialisierten Einrichtung.

§ 4 - Im Rahmen der Ausführung seiner Aufträge:

1. erhält der Präventionsmechanismus von den zuständigen Behörden alle Informationen über die Anzahl der Personen, denen an Orten der Freiheitsentziehung im Sinne von Artikel 8/2 Nr. 4 die Freiheit entzogen ist, sowie über die Anzahl der Orte der Freiheitsentziehung und deren Lage,

2. erteilen die zuständigen Behörden auf Antrag des Präventionsmechanismus alle Informationen über die Behandlung der Personen, denen die Freiheit entzogen ist, und die Bedingungen ihrer Freiheitsentziehung,

3. hat der Präventionsmechanismus freien und unangekündigten Zugang zu allen Orten der Freiheitsentziehung und ihrer Einrichtung und Ausstattung,

4. hat der Präventionsmechanismus unter Einhaltung der Zuständigkeiten der spezialisierten Einrichtungen völlige Freiheit bei der Wahl der Orte der Freiheitsentziehung, die er besucht, sowie der Personen, mit denen er zusammentrifft, und

5. kann der Präventionsmechanismus mit oder ohne Dolmetscher vertrauliche Gespräche mit jeder Person führen, der die Freiheit entzogen ist, sowie mit jeder Person, von der der Präventionsmechanismus annimmt, dass sie sachdienliche Informationen geben kann.

Was die Nummern 3 und 4 betrifft, müssen die Mitglieder des Präventionsmechanismus, die den Besuch durchführen, im Besitz eines gültigen Sicherheitsgutachtens sein, sofern der Zugang zu einem Ort der Freiheitsentziehung gemäß den Artikeln 22quinquies und 22sexies des Gesetzes vom 11. Dezember 1998 über die Einstufung, die Sicherheitsermächtigungen, Sicherheitsbescheinigungen und Sicherheitsgutachten und den öffentlichen regulierten Dienst einer Sicherheitsüberprüfung unterworfen wäre.

Was Nr. 5 betrifft, ist jede Kommunikation, die im Rahmen eines Präventivbesuchs im Sinne des vorliegenden Kapitels zwischen diesen Personen und dem Präventionsmechanismus stattfindet, vertraulich.

§ 5 - Der Präventionsmechanismus und die spezialisierten Einrichtungen halten die internationalen Anforderungen im Bereich Präventivbesuche ein, wie sie im OPCAT und in den Leitlinien des Unterausschusses zur Prävention von Folter festgelegt sind, einschließlich der Anforderung, dass Präventivbesuche unabhängig durchgeführt werden müssen.

§ 6 - Der Präventionsmechanismus und die spezialisierten Einrichtungen arbeiten harmonisch, organisiert, loyal und koordiniert zusammen: Sie sprechen sich regelmäßig ab, sie konsultieren einander und arbeiten konstruktiv zusammen.

§ 7 - Der Präventionsmechanismus ist für die Koordination mit und zwischen den spezialisierten Einrichtungen verantwortlich. Der Präventionsmechanismus arbeitet in Absprache mit den spezialisierten Einrichtungen eine gemeinsame Strategie und Methodik für die Ausübung der Kontrolle von Orten der Freiheitsentziehung aus.

Durch die gemeinsame Methodik kann gewährleistet werden, dass die Besuche, die im Rahmen der Folterprävention vom Präventionsmechanismus und den spezialisierten Einrichtungen durchgeführt werden, die Kriterien der Unabhängigkeit, Vertraulichkeit, Expertise, Repräsentativität und Vollständigkeit, Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung erfüllen. Durch eine transparente und vorhersehbare gemeinsame Methodik wird gewährleistet, dass die Besuche einheitlich ablaufen und die Feststellungen bei den Besuchen und die Umsetzung der Empfehlungen angemessen weiterverfolgt werden.

Im Rahmen der Folterprävention: /1. arbeiten die spezialisierten Einrichtungen unter der Koordination des Präventionsmechanismus an einer gemeinsamen Strategie und Methodik mit, /2. führen sie gemäß dieser gemeinsamen Strategie und Methodik Präventivbesuche durch und /3. übermitteln sie dem Präventionsmechanismus alle relevanten Informationen, Vorschläge und Ergebnisse.

Die genauen Modalitäten dieser Zusammenarbeit werden in einem Protokoll über die Zusammenarbeit zwischen dem Präventionsmechanismus und den spezialisierten Einrichtungen festgelegt. Dieses Protokoll wird im Belgischen Staatsblatt veröffentlicht und der Abgeordnetenkammer übermittelt.

§ 8 - Der Präventionsmechanismus und die spezialisierten Einrichtungen können im Rahmen der Ausführung ihrer OPCAT-Aufträge auswärtige Sachverständige hinzuziehen. Die Expertise muss die innerhalb des Präventionsmechanismus oder in den spezialisierten Einrichtungen vorhandene Expertise ergänzen.

Die Sachverständigen handeln in eigenem Namen, gehören weder dem Präventionsmechanismus noch den spezialisierten Einrichtungen an und können diese bei der Ausführung ihrer Aufträge weder vertreten noch binden.

Die Sachverständigen nehmen mit beratender Stimme an den Beratungen des Präventionsmechanismus und der spezialisierten Einrichtungen und an den Diskussionen über die Gutachtenentwürfe und Empfehlungen teil.

Personen, deren Tätigkeit durch die eventuellen Entscheidungen oder Stellungnahmen des Präventionsmechanismus unmittelbar oder mittelbar begünstigt werden könnte, oder die ein mittelbares oder unmittelbares Interesse an bestimmten Akten haben oder an Akten, in denen ihre Verwandten oder Verschwägerten bis zum dritten Grad ein persönliches oder unmittelbares Interesse haben, dürfen nicht als Sachverständige für diese Akten ernannt werden.

Die in Artikel 11 § 8 erwähnten Unvereinbarkeiten mit dem Amt eines Mitglieds des Verwaltungsrats gelten auch für Sachverständige.

§ 9 - Die Bestimmungen in Bezug auf die Ausführung der Aufträge, das Personal, den Datenschutz, den Zugang zu Informationen, das Berufsgeheimnis, den Schutz vor Repressalien sowie die Immunitäten gemäß den Artikeln 8/4 § 4, 8/5, 8/6, 8/7, 8/8, 8/9 und 18 gelten für auswärtige Sachverständige, die für Rechnung des Präventionsmechanismus handeln, sowie für Mitglieder der spezialisierten Einrichtungen, die im Rahmen der in § 2 Absatz 2 erwähnten Ermächtigung handeln, und deren auswärtige Sachverständige.]

[Art. 8/4 eingefügt durch Art. 6 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]


[Art. 8/5 - Personal des Präventionsmechanismus

Die Sachverständigen des Präventionsmechanismus verfügen über die erforderlichen Fähigkeiten und Fachkenntnisse.

Der Präventionsmechanismus bemüht sich um eine ausgewogene Beteiligung der Geschlechter und um eine angemessene Vertretung der Volksgruppen und Minderheiten.]

[Art. 8/5 eingefügt durch Art. 7 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]


[Art. 8/6 - Datenschutz und Vertraulichkeit von Informationen

§ 1 - Der Präventionsmechanismus sammelt und verarbeitet personenbezogene Daten im Hinblick auf die Ausführung seiner in Artikel 8/3 Nr. 1, 2 und 6 erwähnten Aufträge. Diese Sammlung personenbezogener Daten trägt zur Prüfung der Situation von Personen bei, denen die Freiheit entzogen ist und die sich an Orten der Freiheitsentziehung befinden, indem der Präventionsmechanismus die Möglichkeit erhält, von allen Facetten einer oder mehrerer Freiheitsentziehungen Kenntnis zu nehmen. Dies ermöglicht dem Präventionsmechanismus, die Ursachen und Auswirkungen, die Häufigkeit, das Ausmaß und die Entwicklung von Behandlungen, die mit Folter oder anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung gleichzusetzen sind, und die Rate der Gerichts- oder Disziplinarverfahren sowie die Wirksamkeit der Präventionsmaßnahmen und des geltenden Rechtsrahmens zu analysieren. Auf der Grundlage dieser personenbezogenen Daten kann der Präventionsmechanismus individuelle Akten anlegen, den zuständigen Behörden Empfehlungen unterbreiten und internationale Sonderorganisationen informieren oder anfordern.

Der Präventionsmechanismus verarbeitet personenbezogene Daten in pseudonymisierter Form im Hinblick auf die Ausführung seiner in Artikel 8/3 Nr. 3, 4 und 5 erwähnten Aufträge. Diese Datenverarbeitung trägt zur Analyse der Ursachen und Auswirkungen, der Häufigkeit, des Ausmaßes und der Entwicklung von Behandlungen, die mit Folter oder anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung gleichzusetzen sind, und der Rate der Gerichts- oder Disziplinarverfahren bei, und zwar sowohl für einen Ort der Freiheitsentziehung als auch für eine Reihe von Orten. Diese Verarbeitung ermöglicht auch einen Vergleich zwischen mehreren Orten oder Arten von Orten der Freiheitsentziehung und eine Prüfung der Wirksamkeit von Präventionsmaßnahmen und des geltenden Rechtsrahmens. Werden die Daten im Rahmen der in Artikel 8/3 Nr. 3, 4 und 5 erwähnten Aufträge nach außen weitergegeben, werden sie anonymisiert.

§ 2 - Der Präventionsmechanismus sammelt und verarbeitet personenbezogene Daten folgender Personen:

- Personen, denen die Freiheit entzogen ist oder war,

- Dritte, die mit Personen, denen die Freiheit entzogen ist, in Verbindung stehen oder gestanden haben.

§ 3 - In Bezug auf Personen, denen die Freiheit entzogen ist oder war, können folgende Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet werden:

1. Erkennungsdaten, das heißt Daten, die es ermöglichen, Personen, denen die Freiheit entzogen ist, eindeutig zu identifizieren,

2. gerichtliche Daten, das heißt Daten in Bezug auf die der Freiheitsentziehung zugrunde liegende Freiheitsstrafe oder freiheitsentziehende Maßnahme,

3. Daten in Bezug auf die interne Rechtsstellung der Personen, denen die Freiheit entzogen ist, das heißt Daten in Bezug auf das Leben der Person innerhalb der Einrichtung und die für diese Person in diesem Rahmen geltenden Rechte und Pflichten,

4. Daten in Bezug auf die externe Rechtsstellung der Personen, denen die Freiheit entzogen ist, das heißt Daten in Bezug auf die Dauer der Freiheitsentziehung und die Möglichkeit eines zeitweiligen Verlassens der Einrichtung,

5. Gesundheitsdaten, das heißt die im Rahmen der medizinischen Betreuung und Behandlung der Personen, denen die Freiheit entzogen ist, fortgeschriebenen Daten,

6. Daten in Bezug auf die Behandlung und die Bedingungen der Freiheitsentziehung der Personen, denen die Freiheit entzogen ist.

In Bezug auf Dritte, die mit Personen, denen die Freiheit entzogen ist, in Kontakt stehen, können folgende Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet werden:

1. Erkennungsdaten,

2. Beruf,

3. Daten, die bestimmen, welche Art von Kontakt sie mit Personen haben, denen die Freiheit entzogen ist, einschließlich des Kontextes, der Art und der Häufigkeit dieses Kontakts.

Diese Daten können sowohl bei Personen, denen die Freiheit entzogen ist, als auch bei Dritten, die mit Personen, denen die Freiheit entzogen ist, in Kontakt stehen, gesammelt werden.

§ 4 - Auf der Grundlage der gesammelten Daten und wenn der Präventionsmechanismus es für die Ausführung seiner gesetzlichen Aufträge für notwendig erachtet, legt er eine individuelle Akte an.

Personenbezogene Daten, die zur Identifizierung der betreffenden Person führen können, und vertrauliche Informationen, die der Präventionsmechanismus im Rahmen der ihm aufgrund des vorliegenden Kapitels anvertrauten Aufträge sammelt und verarbeitet, werden vertraulich behandelt und dürfen als solche nicht ohne die ausdrückliche Zustimmung der betreffenden Person weitergegeben werden.

§ 5 - Personenbezogene Daten, die der Präventionsmechanismus im Rahmen seiner Aufträge verarbeitet, werden während fünf Jahren nach Annahme der auf der Grundlage dieser Datenerhebung ausgesprochenen Empfehlungen oder, falls keine Empfehlungen ausgesprochen wurden, während fünf Jahren nach Ende des Besuchs, in dessen Rahmen die Datenerhebung durchgeführt wurde, aufbewahrt.

In Abweichung von Absatz 1 kann der Präventionsmechanismus personenbezogene Daten im Zusammenhang mit einer individuellen Akte, die auf der Grundlage der während der Besuche gesammelten Daten angelegt wurde, über die Frist von fünf Jahren hinaus aufbewahren, wenn dies ordnungsgemäß mit Gründen versehen wird.

§ 6 - Der Präventionsmechanismus fungiert für die personenbezogenen Daten, die er verarbeitet, als für die Verarbeitung Verantwortlicher.

§ 7 - Der Präventionsmechanismus bestimmt einen Datenschutzbeauftragten.

§ 8 - Der König kann durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die in den Paragraphen 3 und 4 erwähnten Kategorien von verarbeiteten Daten genauer bestimmen.

§ 9 - Die in den Paragraphen 2 und 3 erwähnten Daten können unter Einhaltung der jeweiligen Zuständigkeiten zwischen spezialisierten Einrichtungen, auswärtigen Sachverständigen und dem Präventionsmechanismus ausgetauscht werden, wenn sich der Austausch für die Ausführung der in § 1 erwähnten Aufträge als notwendig erweist.

In bestimmten Fällen kann die Ausführung der in § 1 Absatz 1 erwähnten Aufträge eine Übermittlung personenbezogener Daten vom Präventionsmechanismus an eine internationale Sonderorganisation erforderlich machen.

§ 10 - In Anwendung von Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe d, e, h und i der DSGVO kann der für die Verarbeitung Verantwortliche beschließen, bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, die Personen, denen die Freiheit entzogen wurde, oder Dritte, die mit ihnen in Kontakt stehen, betreffen, die in den Artikeln 12 bis 22 der vorerwähnten Verordnung aufgeführten Pflichten und Rechte nicht anzuwenden, sofern die in den Absätzen 2 bis 7 erwähnten Bedingungen eingehalten werden.

Die in Absatz 1 erwähnte Abweichungsmöglichkeit gilt nur, sofern diese Daten für die in Artikel 8/3 Nr. 1 und 2 erwähnten Zwecke erforderlich sind.

Stellt die betreffende Person in dem in Absatz 1 erwähnten Fall auf der Grundlage der Artikel 12 bis 22 der vorerwähnten Verordnung einen Antrag, bestätigt der Datenschutzbeauftragte des Präventionsmechanismus den Empfang des Antrags.

Der Datenschutzbeauftragte des Präventionsmechanismus setzt die betreffende Person schnellstmöglich, auf jeden Fall aber innerhalb eines Monats ab dem Tag nach Eingang des Antrags beim Präventionsmechanismus schriftlich von der Verweigerung oder Einschränkung der in Absatz 1 erwähnten Rechte in Kenntnis. Erforderlichenfalls kann die Beantwortungsfrist unter Berücksichtigung der Anzahl Anträge, ihrer Komplexität oder der Tatsache, dass diese Daten in Anwendung des vorliegenden Kapitels im Besitz mehrere Einrichtungen sind, um drei Monate verlängert werden. Der Präventionsmechanismus setzt die betreffende Person innerhalb eines Monats ab dem Tag nach Eingang des Antrags von dieser Verlängerung und den Gründen für den Aufschub in Kenntnis.

Der Datenschutzbeauftragte des Präventionsmechanismus unterrichtet die betreffende Person auch über die Möglichkeit, gemäß dem Gesetz vom 3. Dezember 2017 zur Schaffung der Datenschutzbehörde bei der Datenschutzbehörde einen Antrag einzureichen und einen Rechtsbehelf einzulegen.

Der Datenschutzbeauftragte des Präventionsmechanismus hält die faktischen oder rechtlichen Gründe fest, auf die sich die vom Präventionsmechanismus getroffene Entscheidung zur Gewährung einer Abweichung stützt. Er hält der vorerwähnten Datenschutzbehörde diese Informationen zur Verfügung.

Nach Abschluss der Untersuchung werden die in den Artikeln 13 bis 22 der DSGVO erwähnten Rechte gegebenenfalls gemäß Artikel 12 der vorerwähnten Verordnung erneut angewandt.]

[Art. 8/6 eingefügt durch Art. 8 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]


[Art. 8/7 - Spezifische Bestimmungen über den Zugang zu Informationen

§ 1 - Informationen, die unter die ärztliche Schweigepflicht fallen und sich auf eine Person beziehen, der die Freiheit entzogen ist, werden mit deren Zustimmung dem vom Präventionsmechanismus bestimmten Arzt mitgeteilt. Notwendige und relevante Informationen, die unter die ärztliche Schweigepflicht fallen und sich auf eine Person beziehen, der die Freiheit entzogen ist, können jedoch ohne Zustimmung der betreffenden Person von einem Inhaber der ärztlichen Schweigepflicht dem vom Präventionsmechanismus bestimmten Arzt mitgeteilt werden, wenn der Inhaber der ärztlichen Schweigepflicht dies für die Ausführung des in Artikel 8/3 Nr. 1 erwähnten Auftrags durch den Präventionsmechanismus für erforderlich hält.

§ 2 - Im Rahmen der Ausführung der in vorliegendem Kapitel erwähnten Aufträge kann dem Präventionsmechanismus die Vertraulichkeit der Informationen und Dokumente, um deren Übermittlung er ersucht, nicht entgegengehalten werden, es sei denn, ihre Übermittlung könnte das Untersuchungsgeheimnis oder das Berufsgeheimnis, das für die Beziehungen zwischen einem Rechtsanwalt und seinem Klienten gilt, verletzen.

§ 3 - Verschlusssachen, die die Landesverteidigung oder die nationale Sicherheit betreffen, müssen dem Mitglied des Präventionsmechanismus übermittelt werden, das über die erforderliche Sicherheitsermächtigung gemäß Artikel 12 und folgenden des Gesetzes vom 11. Dezember 1998 über die Einstufung, die Sicherheitsermächtigungen, Sicherheitsbescheinigungen und Sicherheitsgutachten und den öffentlichen regulierten Dienst verfügt.]

[Art. 8/7 eingefügt durch Art. 9 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]


[Art. 8/8 - Berufsgeheimnis

Artikel 458 des Strafgesetzbuches ist auf die Mitglieder des Verwaltungsrats und das Personal im Rahmen der Ausführung der ihnen aufgrund des vorliegenden Kapitels anvertrauten Aufträge anwendbar, unbeschadet der in Artikel 8/3 Nr. 1, 2 und 6 erwähnten Aufträge.]

[Art. 8/8 eingefügt durch Art. 10 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]


[Art. 8/9 - Repressalien

Gegen Personen oder Organisationen, die mit dem Präventionsmechanismus kommuniziert oder ihm Informationen übermittelt haben, ob diese Informationen nun richtig oder falsch sind, dürfen keinerlei Sanktionen, Repressalien oder Einschränkungen angeordnet, angewandt, erlaubt oder geduldet werden. Solche Personen oder Organisationen dürfen in keiner Weise benachteiligt werden.



Die in Absatz 1 erwähnten Sanktionen, Repressalien oder Einschränkungen müssen mit der Kommunikation mit dem Präventionsmechanismus oder der Übermittlung von Informationen an den Präventionsmechanismus, wie in vorliegendem Kapitel vorgesehen, in Zusammenhang stehen.]

[Art. 8/9 eingefügt durch Art. 11 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]


[Art. 8/10 - Evaluation des Präventionssystems

Zwei Jahre nach Inkrafttreten des vorliegenden Kapitels nimmt der Präventionsmechanismus in Zusammenarbeit mit allen spezialisierten Einrichtungen eine erste Evaluation des Gesamtbudgets vor, das dem in vorliegendem Kapitel erwähnten Präventionssystem zugewiesen wurde, und legt die Verwendung dieses Budgets im Einzelnen dar. Zu diesem Zweck teilen die spezialisierten Einrichtungen die erforderlichen Budgetdaten mit dem Präventionsmechanismus. Der Präventionsmechanismus legt der Abgeordnetenkammer diese Evaluation vor.

Fünf Jahre nach Inkrafttreten des vorliegenden Kapitels erstellt der Präventionsmechanismus in Zusammenarbeit mit allen spezialisierten Einrichtungen einen Bericht zur Evaluation des in vorliegendem Kapitel erwähnten Präventionssystems. Dieser Bericht beinhaltet auch eine Bewertung des Budgets, das dem in vorliegendem Kapitel erwähnten Präventionssystem zugewiesen wurde. Zu diesem Zweck teilen die spezialisierten Einrichtungen die erforderlichen Budgetdaten mit dem Präventionsmechanismus. Dieser Bericht wird der Abgeordnetenkammer vorgelegt.]

[Art. 8/10 eingefügt durch Art. 12 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]


KAPITEL 2 ­ Struktur und Arbeitsweise des Instituts


	Art. 9 - Struktur des Instituts

	Das Institut hat einen Verwaltungsrat und einen Konzertierungsrat.

	Es verfügt über einen ausreichenden Stellenplan, um seine Aufträge auszuführen.

	[Das Institut stellt sicher, dass sich die Grundsätze des Pluralismus und der Vielfalt in seiner Zusammensetzung und/oder seiner Arbeit widerspiegeln.]

[Art. 9 Abs. 3 eingefügt durch Art. 15 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]


	Art. 10 - Befugnis des Verwaltungsrats

	§ 1 - Der Verwaltungsrat verfügt über alle Befugnisse, die für die Arbeitsweise des Instituts und die Ausführung seiner Aufträge erforderlich sind.

	§ 2 - Der Verwaltungsrat hat folgende Aufgaben:

	1. die allgemeine Politik des Instituts bestimmen,

	2. die in Artikel 5 erwähnten schriftlichen Mitteilungen annehmen,

	3. auf Vorschlag des Direktors beziehungsweise der Direktorin einen Haushaltsplanentwurf im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel verabschieden,

	4. auf Vorschlag des Direktors beziehungsweise der Direktorin einen jährlichen operativen Plan verabschieden,

	5. den Personalplan, das Organigramm und die Funktionsprofile festlegen,

	6. über die Mittelbindungen und das Mittelbindungsverfahren im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel entscheiden,

	7. in den in Artikel 6 § 4 erwähnten Fällen entscheiden, den Staatsrat oder den Verfassungsgerichtshof anzurufen oder nicht,

	8. Studien in Zusammenhang mit den Aufträgen des Instituts durchführen lassen.

	§ 3 - Der Verwaltungsrat gibt sich innerhalb dreier Monate nach seiner Bestellung eine Geschäftsordnung. Diese Geschäftsordnung betrifft die interne Organisation des Verwaltungsrats und wird im Belgischen Staatsblatt veröffentlicht.

	


	Art. 11 - Zusammensetzung des Verwaltungsrats

	§ 1 - Der Verwaltungsrat setzt sich aus zwölf von der Abgeordnetenkammer bestimmten Mitgliedern zusammen, von denen höchstens zwei Drittel dem gleichen Geschlecht angehören und sechs der niederländischsprachigen und sechs der französischsprachigen Sprachrolle angehören.

	Mindestens ein Mitglied muss die Kenntnis der deutschen Sprache nachweisen.

	Die Sprache, in der die Bewerbung eingereicht wird, bestimmt die Sprachrolle.

	§ 2 - Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden auf der Grundlage ihrer Sachkunde, ihrer Erfahrung, ihrer Unabhängigkeit und ihrer moralischen Autorität bestimmt. Sie kommen insbesondere aus der akademischen Welt, der Gerichtswelt, der Zivilgesellschaft und dem Bereich der Sozialpartner.

	Die Zusammensetzung des Verwaltungsrats soll so pluralistisch [und vielfältig] wie möglich sein. Jede der in Absatz 1 erwähnten Kategorien muss mit höchstens vier Mitgliedern pro Kategorie vertreten sein.

	§ 3 - Die Abgeordnetenkammer organisiert einen Bewerberaufruf. Die vakanten Stellen werden spätestens sechs Monate vor Ablauf des Mandats durch Veröffentlichung im Belgischen Staatsblatt, auf der Website des Instituts und der Kammer und über die Presse bekanntgemacht. Ist eine der in § 2 Absatz 1 erwähnten Kategorien in den Bewerbungen nicht vertreten oder werden die in § 1 vorgesehenen Quoten nicht erreicht, wird ein neuer Aufruf organisiert.

	[Die Zivilgesellschaft wird in das Auswahlverfahren einbezogen, insbesondere durch die breite Bekanntmachung des Bewerberaufrufs in der Zivilgesellschaft oder die Einladung der Zivilgesellschaft zu den Anhörungen der Bewerber durch die Abgeordnetenkammer.]

	§ 4 - Der Vorsitz des Verwaltungsrats wird von einem Präsidenten und einem Vizepräsidenten geführt, die unterschiedlichen Sprachrollen angehören, unterschiedlichen Geschlechts sind und vom Verwaltungsrat für eine Dauer von zwei Jahren bestimmt werden; ein erstes Jahr als Vizepräsident und ein zweites Jahr als Präsident.

	§ 5 - Der Präsident, der Vizepräsident und die Mitglieder des Verwaltungsrats tagen in eigenem Namen. Sie werden für eine Dauer von sechs Jahren bestimmt. Ihr Mandat ist einmal erneuerbar.

	§ 6 - Alle zwei Jahre wird ein Drittel der Mitglieder des Verwaltungsrats erneuert.

	§ 7 - Jedes ordentliche Mitglied hat einen Stellvertreter, der es bei Abwesenheit ersetzt. Die stellvertretenden Mitglieder werden unter Einhaltung des vorliegenden Artikels bestimmt.

	Wenn ein ordentliches Mitglied aus irgendeinem Grund sein Mandat nicht zu Ende führen kann, wird das Mitglied, das dieses ordentliche Mitglied vertritt, für die verbleibende Dauer des Mandats zum ordentlichen Mitglied ernannt und wird für dieselbe Dauer ein neues stellvertretendes Mitglied ernannt.

	§ 8 - Das Mandat eines ordentlichen Mitglieds oder eines stellvertretenden Mitglieds ist unvereinbar mit:

	- der Eigenschaft eines Mitglieds des Europäischen Parlaments, einer der Föderalen Kammern oder eines Gemeinschafts- oder Regionalparlaments,

	- der Eigenschaft eines Mitglieds der Föderalregierung, einer Gemeinschafts- oder Regionalregierung oder eines Provinzial- oder Gemeindekollegiums,

	- der Eigenschaft eines in einer Verwaltung tätigen Bediensteten,

	- der Eigenschaft des Direktors beziehungsweise der Direktorin des Instituts oder einer sektoralen Einrichtung für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte,

	- der Eigenschaft eines Mitglieds eines ministeriellen Kabinetts oder eines Strategiebüros,

	[- der Eigenschaft eines Direktors, Verantwortlichen oder Personalmitglieds eines Orts der Freiheitsentziehung.]

	§ 9 - Die Höhe der Anwesenheitsgelder und der Fahrtkosten, die den Kopräsidenten und den ordentlichen und stellvertretenden Mitgliedern des Verwaltungsrats bewilligt werden, wird im Rahmen der von der Abgeordnetenkammer festgelegten verfügbaren Haushaltsmittel vom Verwaltungsrat bestimmt.

	§ 10 - Die Abgeordnetenkammer kann ein Mitglied des Verwaltungsrats nur seines Mandats entheben, wenn grobes Verschulden vorliegt oder es die Voraussetzungen für die Wahrnehmung seiner Aufgaben nicht mehr erfüllt.

	Mitglieder des Verwaltungsrates dürfen für Meinungen, die sie in der Ausübung ihrer Funktionen äußern, nicht ihres Mandats enthoben werden.

	Der Betreffende kann erst nach Anhörung hinsichtlich der angeführten Gründe mit einer Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen seines Mandats enthoben werden.

	Vor der Anhörungssitzung legt die Abgeordnetenkammer eine Akte an, die die gesamten Aktenstücke in Bezug auf die angeführten Gründe enthält.

	Der Betreffende wird mindestens fünf Tage vor der Anhörungssitzung durch Einschreibesendung vorgeladen; diese Sendung enthält mindestens:

	1. die geltend gemachten schwerwiegenden Gründe,

	2. die Tatsache, dass die Mandatsenthebung in Erwägung gezogen wird,

	3. Ort, Tag und Uhrzeit der Anhörungssitzung,

	4. das Recht des Betreffenden, den Beistand einer Person seiner Wahl in Anspruch zu nehmen,

	5. den Ort, an dem die Akte eingesehen werden kann, und die diesbezügliche Frist,

	6. das Recht, Zeugen aufrufen zu lassen.

	Ab der Vorladung und bis einschließlich zum Tag der Anhörungssitzung können der Betreffende und sein Beistand die Akte einsehen.

	Von der Anhörungssitzung wird ein Protokoll erstellt.

	Gegen den Beschluss kann kein Rechtsbehelf eingelegt werden.

[Art. 11 § 2 Abs. 2 abgeändert durch Art. 16 Nr. 1 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024); § 3 Abs. 2 eingefügt durch Art. 16 Nr. 2 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024); § 8 einziger Absatz sechster Gedankenstrich eingefügt durch Art. 16 Nr. 3 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]


	Art. 12 - Arbeitsweise des Verwaltungsrats

	§ 1 - Der Verwaltungsrat ist nur beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist.

	Wird dieses Quorum nicht erreicht, kann der Verwaltungsrat innerhalb einer Frist, die er selbst festlegt, jedoch nicht unter zweiundsiebzig Stunden liegen darf, ungeachtet der Anzahl anwesender Mitglieder gültig über dieselbe Tagesordnung beraten und beschließen. In der Einladung wird die Art der Versammlung angegeben. Die Beschlüsse des Verwaltungsrats werden dann mit der absoluten Mehrheit der von den anwesenden Mitgliedern abgegebenen Stimmen gefasst. Unter abgegebenen Stimmen sind die für einen Beschluss abgegebenen Stimmen und die Gegenstimmen, unter Ausschluss der Stimmenthaltungen, zu verstehen.

	Bei Stimmengleichheit ist die Stimme des Präsidenten ausschlaggebend.

	Der Direktor beziehungsweise die Direktorin des Instituts wohnt den Beratungen des Verwaltungsrats mit beratender Stimme bei, außer wenn diese Beratungen seine/ihre Funktion betreffen.

	Eine Stimmabgabe mittels Vollmacht oder per Brief ist nicht erlaubt. Bei Stimmengleichheit gilt der Vorschlag als abgelehnt.

	§ 2 - Der Verwaltungsrat tritt regelmäßig und so oft wie nötig in Anwesenheit all seiner ordnungsgemäß eingeladenen Mitglieder zusammen.

	§ 3 - Die Abstimmung erfolgt durch Handzeichen. Es wird jedoch eine geheime Abstimmung durchgeführt:

	- wenn die Kopräsidenten oder mindestens zwei Drittel der Mitglieder dies beantragen,

	- wenn Beschlüsse in Bezug auf Personen gefasst werden.

	§ 4 - Der Präsident und der Vizepräsident bereiten die Versammlungen des Verwaltungsrats in Absprache mit dem Direktor beziehungsweise der Direktorin des Instituts vor. Die Tagesordnung und die diesbezüglichen Unterlagen werden den Mitgliedern des Verwaltungsrats mindestens sechs Werktage vor der Versammlung des Rats mitgeteilt.

	§ 5 - Der Verwaltungsrat kann in seinen Reihen Arbeitsgruppen einrichten, deren Aufträge er bestimmt.


	Art. 13 - Konzertierungsrat - Aufträge

	Ein Konzertierungsrat wird eingesetzt, der damit beauftragt ist, die Arbeit der verschiedenen sektoralen Einrichtungen für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte [...] zu erleichtern und ein koordiniertes Vorgehen bei Akten zu gewährleisten, die in die Zuständigkeit mehrerer dieser sektoralen Einrichtungen fallen können.

	Die Befugnisse und die Arbeitsweise des Konzertierungsrats werden in einem Vereinbarungsprotokoll geregelt, das die Mitglieder des Rats ausarbeiten und annehmen.

	Der Konzertierungsrat kann die Vertretung der Einrichtungen bei einem Organ der Vereinten Nationen oder bei einer regionalen Menschenrechtsorganisation organisieren.

[Art. 13 Abs. 1 abgeändert durch Art. 17 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]

	
	Art. 14 - Konzertierungsrat - Zusammensetzung

	Der Konzertierungsrat setzt sich aus allen sektoralen Einrichtungen für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte und dem Institut zusammen. Diese Einrichtungen werden vom Direktor beziehungsweise von der Direktorin oder von der Person, die er beziehungsweise sie für diese Funktion bestimmt, vertreten.

	Der Direktor beziehungsweise die Direktorin des Instituts führt den Vorsitz des Konzertierungsrats. Er beziehungsweise sie bestimmt ein Personalmitglied.

	
	Art. 15 - Arbeitsweise des Konzertierungsrats

	Der Konzertierungsrat tritt mindestens vier Mal im Jahr im Plenum zusammen.

	Darüber hinaus kann der Direktor beziehungsweise die Direktorin des Instituts jedes Mal, wenn er/sie dies für notwendig erachtet, oder auf Antrag eines Mitglieds nach Bedarf Versammlungen im Plenum oder in kleineren Gruppen einberufen.

	Der Konzertierungsrat ist ein Organ des Dialogs.




	Art. 16 - Leitung des Instituts

	Das Institut wird von einem Direktor beziehungsweise einer Direktorin geleitet, der/die vom Verwaltungsrat für einen Zeitraum von sechs Jahren ernannt wird.

	Der Direktor beziehungsweise die Direktorin wird auf der Grundlage seiner/ihrer Sachkenntnisse und seiner/ihrer Erfahrung im Bereich der Grundrechte bestimmt.

	Der Direktor beziehungsweise die Direktorin gehört abwechselnd einer unterschiedlichen Sprachrolle an. Er/sie muss gemäß den am 18. Juli 1966 koordinierten Gesetzen über den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten über funktionelle Kenntnisse der niederländischen und französischen Sprache sowie der englischen Sprache verfügen.
	
	Das Statut des Direktors beziehungsweise der Direktorin wird vom Verwaltungsrat gemäß Artikel 10 § 2 Nr. 5 festgelegt.


	Art. 17 - Personal

	Das Personal des Instituts führt dessen Aufträge aus und übernimmt die Sekretariatsgeschäfte des Verwaltungsrats und des Konzertierungsrats.

	Die Anwerbung erfolgt durch den Verwaltungsrat im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.


	Art. 18 - Verantwortlichkeit des Instituts

	Das Institut führt seine Aufträge ausschließlich im Allgemeininteresse aus.
	
	Die Mitglieder seiner Organe und die Mitglieder seines Personals sind nicht zivil- oder strafrechtlich verantwortlich für ihre Entscheidungen, Handlungen oder ihr Verhalten bei der Erfüllung der gesetzlichen Aufträge des Instituts, außer in den durch das Gesetz vorgesehenen Fällen und außer bei einem mit Zweidrittelmehrheit verabschiedeten Beschluss der Abgeordnetenkammer. In diesem Fall wird das in Artikel 11 vorgesehene Verfahren angewandt.


	Art. 19 - Jahresbericht

	Das Institut veröffentlicht jährlich einen Bericht über seine Tätigkeit und die Verwendung der ihm zur Verfügung gestellten Geldmittel. Dieser Bericht wird in den drei Landessprachen erstellt und den öffentlichen Behörden [und zur Besprechung dem Parlament] übermittelt.

[Art. 19 abgeändert durch Art. 18 des G. vom 21. April 2024 (B.S. vom 3. Mai 2024)]




	Art. 20 - Finanzierung

	Zur Finanzierung der Arbeit des Instituts wird eine von der Kammer gewährte Dotation in den allgemeinen Ausgabenhaushalt des Staates eingetragen. Diese Dotation muss die Arbeit des Instituts ermöglichen, unabhängig von einer eventuellen gemeinsamen Nutzung von Diensten und Infrastrukturen durch das Institut und andere in die föderale Zuständigkeit fallende sektorale Einrichtungen für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte.

	Das Institut erstellt jährlich einen Entwurf eines Haushaltsplans für seine Arbeit. In Zusammenarbeit mit dem Rechnungshof untersucht die Abgeordnetenkammer die ausführlichen Haushaltsplanvorschläge des Instituts. Sie billigt diese Haushaltsplanvorschläge, kontrolliert die Ausführung des Haushaltsplans des Instituts und prüft und billigt ferner die ausführlichen Kontenabschlüsse.

	Das Institut benutzt für seinen Haushaltsplan und seine Rechnungen ein Haushalts- und Kontenschema, das mit demjenigen vergleichbar ist, das die Abgeordnetenkammer benutzt.

	


KAPITEL 3 ­ Übergangs- und Schlussbestimmungen


	Art. 21 - Inkrafttreten und Einrichtung des Instituts

	§ 1 - Die Artikel 13 bis 15 treten am Datum des Inkrafttretens eines Zusammenarbeitsabkommens in Kraft, durch das das Institut interföderalisiert wird.
	
	§ 2 - Für die erste Bestimmung der Mitglieder des Verwaltungsrats muss spätestens einen Monat nach Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes der in Artikel 11 § 3 erwähnte Bewerberaufruf stattfinden.

	Ihre effektive Bestimmung erfolgt spätestens vier Monate nach Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes.

	Das Mandat der Mitglieder des Verwaltungsrats wird für ein Drittel auf zwei Jahre und für ein anderes Drittel auf vier Jahre begrenzt, um die in Artikel 11 vorgesehene alternierende Erneuerung zu ermöglichen. Die jeweilige Dauer der Mandate wird durch Auslosung bestimmt. Ebenso wird der erste Präsident ausnahmsweise nur für ein Jahr bestimmt, um eine alternierende Erneuerung zu ermöglichen.

	§ 3 - Der Verwaltungsrat wirbt innerhalb von sechs Monaten nach seiner Bestellung das für die effektive Arbeit des Instituts notwendige Personal an.


	Art. 22 - Die erste Zahlung nach Artikel 20 erfolgt spätestens fünf Monate nach Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes in Höhe eines Drittels des Jahreshaushaltsplans.

	
	Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


	Gegeben zu Brüssel, den 12. Mai 2019


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Auswärtigen Angelegenheiten
D. REYNDERS

Der Minister der Justiz
K. GEENS

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
K. GEENS
